
Von Volker Friedrich

Coburg. Die USA steigen aus dem Pariser Klimaabkommen aus, 
das Verbrenner-Aus ist gekippt, Fridays for Future sind auf 
Tauchstation. Das Thema Klimaschutz hat in den vergangenen 
zwei Jahren stark an Strahlkraft verloren. Fast scheint es, als 
hätten die Menschen inzwischen andere Sorgen. 

Nach Angaben des globalen Marktforschungsunternehmen 
Ipsos sind aktuell nur noch zwei von fünf Bundesbürgern (41 
Prozent) der Ansicht, dass Deutschland mehr gegen den Klima-
wandel tun sollte. Damit liegt die Bundesrepublik im weltweiten 
Vergleich auf dem letzten Platz aller 32 befragten Länder.

Was bedeutet das nun für eine Stadt wie Coburg, die sich sehr 
ehrgeizige Ziele beim Klimaschutz gesetzt hat? Die Redaktion 
hat OB-Kandidaten, die die politische Debatte im vergangenen 
Jahr geprägt haben, zwei Fragen gestellt: Welche Auswirkungen 
haben nationale und internationale Entwicklungen auf den 
Green Deal in Coburg vor dem Hintergrund angespannter Fi-
nanzen? Und: Welchen Sinn sehen Sie in lokalen Maßnahmen, 
wenn die „große“ Politik nicht mehr mitzieht? Hier sind die Ant-
worten der Kandidaten.

Klimaschutz verliert bundesweit an
 Rückhalt in der Bevölkerung. Wenn die große 
Politik nicht mehr mitspielt: Machen lokale 

Maßnahmen dann überhaupt noch Sinn? 
Das sagen die OB-Kandidaten.

Platanen am Coburger Marktplatz: für die einen ein sehr schöner Hitzeschutz (wenn sie denn mal aufgegangen sind), für andere eher Aktionismus.Foto: Michael von Aichberger

Coburger Green Deal: 
Aufbruch oder Auslaufmodell?

OB Dominik Sauerteig (SPD): Eine gute Zukunft 
mit einer intakten Umwelt auch für unsere Kin-
der und Enkelkinder muss doch auch weiter in 
unser aller Interesse sein? Für mich als Vater 
einer kleinen Tochter ist Nachhaltigkeit da-
her keine Kür, sondern eine Pflicht. Auch in 
Zeiten angespannter Finanzen muss für die Si-
cherung dieser guten Zukunft daher zielgerich-
tet Geld eingesetzt werden. Der Stadtrat hat bei-
spielsweise erst im Dezember mehrheitlich den Weg für 
weitere zwei E-Busse für die Süc frei gemacht. Die Fernwärme wird 
sehr gezielt ausgebaut. Dass der Wunsch nach ökologischer und sozia-
ler Nachhaltigkeit groß ist, zeigt zudem auch die durch mich initiierte 
Bürgerbeteiligung Green Deal Coburg, bei dem sich viele Hundert 
Bürgerinnen und Bürger engagiert haben. Seit 2024 hat er sich in das 
Projekt Zukunftsraum fortentwickelt. Auch dieses lebt vom Engage-
ment der Bürger und ist keine ‚von oben‘ verordnete Aktivität. Die vie-
len Hundert positiven Reaktionen zum Beispiel zu den Baumpflan-
zungen vor dem Stadthaus zeigen, dass die Bürgerinnen und Bürger 
Fortschritt ganz konkret vor Ort bei uns wertschätzen. Nachhaltigkeit 
in Coburg ist meiner Meinung nach daher nicht nur eine Frage der 
‚großen’ Politik. Und deshalb werde ich mich dafür auch weiter als 
Oberbürgermeister einsetzen: weil es um unsere direkte Umwelt geht, 
um uns Menschen – die Coburger Innenstadt, die Stadtteile, die Natur. 
Aber mit der ‚großen’ Politik gemeinsam geht das natürlich einfacher, 
schneller, globaler. Langfristig hoffe ich auf die Vernunft der Men-
schen und der ‚großen‘ Politik. Denn letztlich müssten auch christli-
che Parteien Interesse an der Bewahrung der Schöpfung haben. 

Foto: Michael von Aichberger

„Nachhaltigkeit
 ist keine Kür“

Michael Zimmermann (FDP): Es gilt, den men-
schengemachten Klimawandel zu begrenzen. 
Technologieoffenheit, Finanzierbarkeit, weni-
ger Zwang werden zum Erfolg führen. Die 
Menschen machen sich Sorgen um ihren 
Arbeitsplatz und die Bezahlbarkeit ihres Le-
bens. Vor Ort gilt es, sich auf Klimafolgenan-
passung zu konzentrieren und Vorsorge für Hit-
ze- und Dürreperioden sowie Starkregenereignisse 
zu treffen. Brunnenabschaltungen im Hochsommer 
und Verzicht auf ein Freibad sind grundfalsch. Ein Großteil der auf-
wendig erarbeiteten Maßnahmen des Green Deals wurden bereits 
durch die Sparkommission abgeräumt. Zwangsmaßnahmen wie die 
Freiflächengestaltungssatzung wurden vom Freistaat gestutzt. Das 
Gebäudeenergiegesetz gilt es durch eine bürgerfreundliche kommu-
nale Wärmeplanung zu entschärfen. Das ist zu begrüßen, da diese Re-
gulierungen zwangsläufig zu mehr Bürokratie führen. Alle Maßnah-
men zum Klimaschutz sollten einer gewissen Effizienzkontrolle 
unterliegen. Wirksamer sind eine bessere Vernetzung der Verkehrs-
träger (Bahnhofsparkhaus), das Fahrradwegekonzept, eine bessere 
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, die Reaktivierung eines Gü-
terbahnhofes. Die teure sechsköpfige Stabstelle Klimaschutz gehört 
abgeschafft. Die meisten Projekte sind Symbolpolitik, Großprojekte 
wie die zeitgemäße Sanierung des Demos sind beim Bauamt besser 
angesiedelt. Klimaauflagen, die das Bauen unnötig verteuern, gehö-
ren gestrichen. Auch beim Klimaschutz sollten Belange der Wirt-
schaftlichkeit nicht völlig außer Acht gelassen werden. Übertriebener 
nicht bezahlbarer Klimaschutz führt zu keiner Akzeptanz und hilft 
langfristig auch vor Ort dem Klima nicht. Foto: Michael von Aichberger

„Stabstelle Klimaschutz 
gehört weg“

Christian Gunsenheimer, FW-CSB: Es stimmt. Der 
damalige Hype in Sachen Klimaschutz ist vor-
bei. Dies unter anderem, weil in der Umset-
zung, auch hier in Coburg, vieles einfach mit 
der Brechstange gegen berechtigte Fragen 
durchgesetzt wurde. Aber für diese große Auf-
gabe brauchen wir keinen kurzfristigen me-
diengetriebenen Hype, sondern langfristigen 
gesellschaftlichen Konsens. Mehr Miteinander 
statt Gegeneinander – nur so kann Klimaschutz 
dauerhaft gelingen. 

Klimaschutz und solide Finanzen stellen uns vor große, aber 
machbare Herausforderungen. Klimaschutz muss zu jedem Zeitpunkt 
mit einer soliden Haushaltspolitik vereinbar sein. Öffentliche Mittel 
sind begrenzt, deshalb brauchen wir Lösungen, die sowohl ökologisch 
als auch wirtschaftlich überzeugen. Darum müssen zuerst die wirt-
schaftlichsten Schritte umgesetzt werden – dort, wo der Mitteleinsatz 
die höchste Wirkung erzielt. 

Ein gutes Beispiel ist die energetische Sanierung kommunaler Ge-
bäude wie Schulen und Kindergärten. Verbesserte Dämmung, moder-
ne Heiztechnik oder Photovoltaik auf den Dächern senken dauerhaft 
den Energieverbrauch, reduzieren CO₂-Emissionen und entlasten 
langfristig den Haushalt durch geringere Betriebskosten. Solche In-
vestitionen rechnen sich ökologisch wie finanziell und kommen di-
rekt den Bürgerinnen und Bürgern zugute. Symbolpolitik oder ideolo-
gisch motivierte Vorgaben helfen dagegen weder dem Klima noch den 
Kommunen. Freie Wähler-CSB stehen für einen pragmatischen, kom-
munal verankerten Klimaschutz: mit Verantwortung für den Haushalt 
und Lösungen, die vor Ort konkret wirken. Foto: NP/Archiv

„Symbolpolitik 
hilft gar nichts“

Wolfram Haupt, Grüne: Ich als Wissenschaftler 
weiß: mit Naturgesetzen kann man nicht ver-
handeln. Klimaschutz ist vor allem Menschen-
schutz und konsequent betrieben nebenbei 
langfristig auch viel günstiger, als jetzt den 
Kopf in den Sand zu stecken. Daher muss der 
Green Deal auf jeden Fall weiterverfolgt wer-
den, wobei ich mir eine deutlich ehrgeizigere 
Umsetzung der bereits vorliegenden Konzepte der 
Stadt zur Klimaanpassung wünsche. Vor zehn Jahren 
schien man partei- und länderübergreifend deutlich weiter, als es 
nach dem Vertrag von Paris nicht um das Ob, sondern nur noch um das 
Wie beim Klimaschutz ging. Lokale Maßnahmen, die das Leben aller 
Coburger Bürgerinnen und Bürger verbessern, sind ohnehin von der 
‚großen’ Politik nahezu unabhängig: Begrünung, Entsiegelung, Re-
genwassernutzung oder Sturzflutmanagement sowie Aufenthalts-
qualität auch in Hitzeperioden oder die Verkehrswende hin zu weni-
ger Gefahr, Lärm und Smog müssen immer kommunal angegangen 
werden. Da auf die ‚große‘ Politik zu warten, hielte ich für grundfalsch. 
Bei den Plänen wie Integriertes Stadtklimakonzept, Radverkehrspla-
nung oder Rahmenplanung Itzauen steht ja Coburg auch ganz gut da. 
Es hapert aber an der Umsetzung: Warum wird um jeden Innenstadt-
parkplatz und damit gegen eine mögliche Begrünung gekämpft, wenn 
wir ausreichend Platz in Parkhäusern haben? Warum spart die Stadt 
nicht bares Geld mit Photovoltaik auf allen städtischen Liegenschaf-
ten? Warum schaffen wir nicht eine Radinfrastruktur, die für Jung und 
Alt sicher und attraktiv ist? Wenn wir bei diesen Themen schlafen 
oder gar ‚mauern‘, wird uns die Generation unserer Enkel einmal zu-
recht bittere Vorwürfe machen! Foto: Michael von Aichberger

„Kopf nicht
 in den Sand stecken“

Hans-Herbert Hartan, CSU: Unsere Bürger mer-
ken sehr wohl, dass vieles unter dem Deckman-
tel des Klimaschutzes ideologiegetrieben und 
rational nicht nachzuvollziehen ist. Wir ver-
abschieden uns im Gegensatz zu unseren 
europäischen Nachbarn komplett aus der 
CO2-freien Kernenergie, fahren dafür Kohle-
kraftwerke hoch und bauen Gaskraftwerke zu. 
Während in Frankreich der fossile Anteil an der 
Energieerzeugung nur drei Prozent beträgt, sind es bei uns 
40. Mit unseren Strompreisen liegen wir weltweit auf Platz eins unter
den Industrienationen. Viele unserer Politiker sind aber nach wie vor
der Meinung, man könne als Vorreiter der Klima- und Energiewende
die Energiekosten beliebig in die Höhe treiben.  Unter der Überschrift
Green Deal leistet sich Coburg mit ‚Zukunftsraum‘ und ‚Klimaschutz
und Nachhaltigkeit‘ zwei Kostenstellen mit fast einer Million Euro al-
lein im Jahr 2025. Viele werden sich fragen, was sie von diesen Aktivi-
täten eigentlich bei sich schon bemerkt haben und welche messbaren
Erfolge vorliegen. Wie in vielen Bereichen unserer freiwilligen städti-
schen Leistungen wird auch hier eine objektive Beurteilung von Auf-
wand gegenüber Nutzen erforderlich sein. Die Stadt kann nicht auf
Dauer den Konsum zulasten der Investitionen steigern. Früher haben
die Unternehmen und Bürger mit ihren sehr hohen Steuerzahlungen
die Millionen, die die Stadt ausgegeben hat, wenigstens noch erwirt-
schaften können, heute droht bei einem Weiter-so der Gang in die Ver-
schuldung. Auch für den Klimaschutz muss gelten, Vernunft und Ver-
antwortung vor Gesinnung und Aktionismus. Ein symbolisches Bei-
spiel: Für die sieben Plantanen am Stadthaus hätte man auch zehn
Hektar Wald aufforsten können. Foto: Michael von Aichberger

„Vieles bei uns ist 
ideologiebetrieben“

Jürgen Heeb, Pro Coburg: Die Ziele des Green 
Deal bleiben wichtig – Klimaschutz und Le-
bensqualität dürfen nicht gegeneinander aus-
gespielt werden. Natürlich müssen wir regel-
mäßig prüfen, ob Maßnahmen realistisch und 
wirksam sind. Dabei geht es nicht nur um Fi-
nanzen, sondern auch um Nutzen für die Bür-
ger. 

Klimaveränderungen sind Realität und wir kön-
nen sie lokal nicht stoppen, aber ihre Folgen abmildern. 
Zum Beispiel: mehr Grünflächen, weniger Versiegelung und offene 
Wasserflächen helfen gegen die Erwärmung der Innenstadt. Das liegt 
in unserer Verantwortung und in unserer Hand. Lokale Maßnahmen 
sind unverzichtbar. Wir dürfen nicht warten, bis andere handeln. 

Kommunalpolitik ist nah am Bürger und kann pragmatisch, nach-
vollziehbar und ohne Ideologie entscheiden. Das bedeutet: investie-
ren, wo es sinnvoll ist, Lösungen suchen die direkt spürbar sind, und 
umsetzen. Gerade in einer Zeit, in der Sicherheit und Demokratie 
unter Druck stehen, müssen wir auf kommunaler Ebene Verlässlich-
keit und Mut zeigen. 

Der Klimawandel wird öfters als ein vom Menschen nicht beein-
flussbares Phänomen bezeichnet, das sehe ich nicht so. Wir müssen 
uns ebenso anpassen und versuchen, die Größen der negativen Beein-
flussung zu reduzieren, auch im Kleinen und im Hier und Jetzt. Die 
Menschen sind aktuell von der ‚großen‘ Politik enttäuscht, wir müs-
sen auf kommunaler Ebene wieder Vertrauen herstellen, um auch die 
Akzeptanz für alle klimabezogenen Maßnahmen zu bekommen.

 Foto: Christiane Schult

„Müssen wenigstens 
die Folgen abmildern“
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